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Rechtliche Folgen eines Betriebsübergangs 
 
Der Betriebsübergang bewirkt gem. § 613a Abs. 1 BGB nicht nur den Übergang der Arbeits-
verhältnisse, sondern auch den Übergang der Ausbildungsverhältnisse auf den Betriebser-
werber. Dies folgt aus § 10 Abs. 2 BBiG. Der Betriebserwerber muss auch Altersteilzeit-
arbeitsverhältnisse während der Freistellungsphase bei Altersteilzeit im Blockmodell über-
nehmen, da sich die Zuordnung zum übergehenden Betriebsteil nach dem zuletzt besetzten 
Arbeitsplatz richtet. Diesem Prinzip folgt auch die Zuordnung von freigestellten Betriebrats-
mitgliedern. 
 
Der Kündigungsschutz geht grundsätzlich nicht über. Nur dann, wenn beim Betriebsüber-
nehmer die Voraussetzungen für den allgemeinen Kündigungsschutz vorliegen besteht er 
fort. Laut Bundesarbeitsgericht stellt das Erreichen des Schwellenwerts und der daraus fol-
gende Kündigungsschutz beim alten Arbeitgeber kein Recht im Sinne des § 613a Abs. 1 
Satz 1 BGB dar. 
 
Sollte der Kündigungsschutz bei Betriebsübergang wegfallen, müssen die Arbeitnehmer 
hierüber unterrichtet werden. Ist vom alten Arbeitgeber ein Zwischenzeugnis erstellt worden, 
ist der neue Arbeitgeber hieran gebunden. Nur, wenn ihm nachträglich Umstände bekannt 
werden, die eine abweichende Beurteilung rechtfertigen, kann er von dem einmal erstellten 
Zwischenzeugnis abweichen. 
 
Dieses Zwischenzeugnis ist auch Grundlage eines vom Betriebsübernehmer auszustellen-
den Endzeugnisses. Wiederum kann davon nur abgewichen werden, wenn das spätere Ver-
halten und/oder die Leistung des Arbeitnehmers dies rechtfertigt. 
 
Findet im Arbeitsverhältnis Tarifrecht Anwendung so wird dessen Schicksal in § 613a Abs. 1 
Satz 2 bis 4 BGB geregelt. 
 
Die Tarifnormen gehen in das Arbeitsverhältnis in dem Stand über, wie er zur Zeit des Be-
triebsübergangs war und dürfen nicht vor Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt des Be-
triebsübergangs zum Nachteil des Arbeitnehmers geändert werden. Das heißt umgekehrt, 
dass tarifliche Änderungen nach diesem Zeitpunkt nicht mehr in das Arbeitsverhältnis gelan-
gen. Selbst gegangene Tarifregelungen, die auf andere, sich weiterentwickelnde normative 
Regelungen verweisen, verharren in dem Zustand, den sie im Zeitpunkt des Betriebsüber-
gangs hatten. Der Übergang von Tarifrecht findet aber dann nicht statt, wenn die Rechte und 
Pflichten bei dem neuen Inhaber ebenfalls durch Rechtsnormen eines anderen Tarifver-
trages geregelt sind (§ 613a Abs. 1 Satz 3 BGB). Das BAG hat hierzu klargestellt, dass diese 
Weitergeltung oder Ablösung überhaupt nur im Falle normativer Geltung eines Tarifvertrages 
gilt. Wenn der Tarifvertrag lediglich arbeitsvertraglich in Bezug genommen ist, gilt zwischen 
den Vertragsparteien diese Bezugnahme als Vertragsrecht und nicht als tarifrechtliche Bin-
dung. An Vertragsrecht ist der neue Betriebsinhaber nur nach Satz 1 gebunden und nicht 
nach den Sätzen 2 bis 4. Gilt also ein Tarifvertrag lediglich durch einzelvertraglicher Bezug-
nahme, gilt der Inhalt des Tarifvertrages nach Satz 1 nach dem Betriebsübergang als Indivi-
dualvertragsrecht unverändert weiter. Eine Änderungskündigung wegen Betriebsübergangs 
ist nicht möglich, wohl aber aus anderen Gründen. 
 
Verschlechternde Vereinbarungen, die dem Schutz des Arbeitnehmers bei einem Betriebs-
übergang widersprechen, sind unwirksam. Das BAG lässt jedoch den Abschluss von Auf-
hebungsverträgen zu, wenn die Aufhebungsvereinbarung auf das endgültige Ausscheiden 
des Arbeitnehmers aus dem Betrieb gerichtet ist. Die Vertragsfreiheit der Parteien und die 
Dispositionsbefugnis über den Bestand des Arbeitsverhältnisses bleiben also auch beim Be-
triebsübergang unberührt. Das setzt allerdings voraus, dass der Aufhebungsvertrag nicht nur 
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der Unterbrechung der Kontinuität des Arbeitsverhältnisses dienen soll. Ein Aufhebungs-
vertrag der zu dem Zweck abgeschlossen wird, das mit dem Betriebsveräußerer bestehende 
Arbeitsverhältnis zu beenden und bei dem Betriebserwerber ein neues Arbeitsverhältnis zu 
anderen Bedingungen oder mit einer neuen Probezeit zu begründen, ist unwirksam. 
 
Wird ein Aufhebungsvertrag wegen Umgehung des § 613a BGB angefochten, ist der Arbeit-
nehmer darlegungs- und beweispflichtig. Ein Aufhebungsvertrag ist auch dann unwirksam, 
wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer darüber täuscht, dass in Wahrheit ein Betriebsüber-
gang geplant ist und wahrheitswidrig vorspiegelt, der Betrieb solle stillgelegt werden. 
 


